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Vorwort 

Band 5 des Handbuchs zum Europarecht steht stark unter dem Einfluss des am 
1.12.2009 in Kraft getretenen Vertrages von Lissabon und des dazu ergangenen 
Urteils des BVerfG vom 30.6.2009. Die Darstellung erfolgt bereits auf der Basis 
des neuen Vertragstextes, der einige wichtige Änderungen brachte. Das gilt so-
wohl für die Handlungsformen als auch für den Rechtsschutz. Wie sind die neu 
aufgenommenen adressatenunabhängigen Beschlüsse einzuordnen? In welchem 
Verhältnis stehen dazu die bisherigen „atypischen“ Rechtsakte, Mitteilungen, Leit-
linien und innerdienstlichen Richtlinien? Für diese Handlungsformen stellt sich 
unabhängig davon immer wieder die Frage der Bindungswirkung. Die Individual-
nichtigkeitsklage ist nunmehr handlungsformunabhängig formuliert und setzt bei 
Handlungen mit Verordnungscharakter nur noch eine unmittelbare, aber keine in-
dividuelle Betroffenheit mehr voraus. Im Übrigen ergeben sich fortlaufend recht-
sprechungsbedingte Akzentuierungen für sämtliche Verfahren vor dem Gerichts-
hof der EU, so zur Kontrolldichte (Urteile zum Fremdbesitzerverbot von Apo-
theken, aber auch zum Wettbewerbsrecht zumal vor dem Hintergrund des more 
economic approach) und zu Vermutungswirkungen (Urteil T-Mobile Netherlands). 

Tiefgreifende Wirkungen sind im Lissabon-Urteil des BVerfG angelegt. Welche 
Konsequenzen ergeben sich daraus für die Verwaltungspraxis sowie für Kontroll-
möglichkeiten vor dem BVerfG (Ultra-vires- und Identitätskontrolle) konkret? 
Kann dieses sogar Urteile des EuGH „kassieren“ (z.B. das vielumstrittene Urteil 
Mangold), oder muss es umgekehrt selbst dem EuGH vorlegen? Wie steht der 
EuGH dazu, wie aber auch das GG? Ist die Fortentwicklung des Europarechts da-
mit ausgeschlossen („Endstation Lissabon“)? 

Diese Verzahnung von nationalem und Unionsrecht ist eine der zentralen Fra-
gen der Wirkungen von Unionsrecht sowie des Rechtsschutzes dagegen. Das gilt 
nicht nur für die Verwaltungsbehörden und -gerichte, sondern auch für die Zivil-
gerichte (BGH-Urteil Quelle) und selbst die Strafgerichte. Dabei geht es nament-
lich um die Identifikation subjektiver Rechte (etwa auf Luftreinhaltung, Fall Jane-
cek) und die Wirkungen von Richtlinien: für die Interpretation nationalen Rechts 
(richtlinienkonforme Auslegung bzw. gar Rechtsfortbildung), die unmittelbare 
Wirkung, die Vorwirkung vor Ablauf der Umsetzungsfrist (z.B. bei der neuen Ab-
fallrahmenrichtlinie) etc. 

Diese Fragestellungen und Entwicklungen wurden bis August 2009, teilweise 
auch darüber hinaus, umfassend eingearbeitet. Dabei wurde zwar schon der 
Rechtszustand nach dem Vertrag von Lissabon zugrunde gelegt, aber auch die bis-
herige Rechtslage beschrieben, insbesondere soweit sie noch Altfälle betrifft. 
Band 5 dieses Handbuchs rundet damit die bisher erschienenen Bände zu den 



VIII      Vorwort 

Grundfreiheiten (Band 1), zum Kartellrecht (Band 2), zum Beihilfe- und Vergabe-
recht (Band 3) sowie zu den Grundrechten (Band 4) ab. Da in diesen Bänden 
ebenfalls der durch eine Vertragsrevision absehbare Rechtszustand behandelt ist, 
liegt damit für die grundlegenden und wirtschaftsrelevanten Fragen eine aktuelle 
Gesamtdarstellung des primären Europarechts vor. Band 6 wird die einzelnen Uni-
onspolitiken und Zuständigkeiten der Unionsorgane darstellen. 

Das Erscheinen von Band 5 ein gutes Jahr nach dem sehr ausführlichen Band 
zu den europäischen Grundrechten wäre ohne die sehr engagierte und sachkundige 
Mitwirkung meiner derzeitigen und ehemaligen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
nicht möglich gewesen. Hierfür danke ich Erika Casimir-van den Broek, Anna-
Maria Distelrath, Christian Ehlenz, Sibylle Féaux de Lacroix, Katrin Fritz, Vera 
Götzkes, Anna-Miriam Kane, Dr. jur. Andrea Kühl, Kristina Wimmers M.A. so-
wie Hendrik J. C. Wübbenhorst sehr herzlich. Einen zusätzlichen Impuls erhielt 
dieser Band durch unsere Beteiligung an der Exzellenzinitiative im Projekthaus 
HumTec (Human Technology) der RWTH Aachen, Teilprojekt Law & Technolo-
gy, Arbeitsfeld „Unsicherheiten im Recht“. Dr. jur. Brigitte Reschke vom Sprin-
ger-Verlag begleitete die Arbeiten wie auch bei den vorherigen Bänden mit großer 
Anteilnahme. 

Nicht zu unterschätzen ist die formale Gestaltung, Überwachung und Koordi-
nierung des Manuskripts in seinen verschiedenen Entstehungsphasen. Insoweit 
danke ich sehr herzlich Ellen Rennen M.A. sowie den studentischen Hilfskräften 
Lisa Bähr, Alina Piwowarski und Sara Vogelsang. 

Auch zu diesem Band würde ich mich über Rückmeldungen sehr freuen, und 
zwar an: 

Univ.-Prof. Dr. Walter Frenz 
RWTH Aachen 
Wüllnerstr. 2 
52062 Aachen 
0241/8096591 
e-mail: frenz@bur.rwth-aachen.de 
 
Aachen, den 3. November 2009    Walter Frenz 
(Tag der Ratifikation des Vertrages von 
Lissabon durch den letzten EU-Staat) 
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